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Auslöser und Ziel für die Weiterleitung zwischen Meldebehörden
[bookmark: AMLoesungEnde]Problemstellung
In der Version 1.7.2 von XPersonenstand wird im Abschnitt 5.2 die Weiterleitung von Nachrichten bei den Meldebehörden beschrieben. Nach der aktuellen Beschreibung, nach der eine Weiterleitung zur zum Ereigniszeitpunkt zuständigen Meldebehörde vorgesehen ist, ergibt sich aber das Problem, dass 
· Meldebehörden Nachrichten zu Personen weiterleiten müssten, für die sie selbst zuständig sind
· Meldebehörden Nachrichten zu Personen erhalten und verarbeiten sollen, für die sie aktuell nicht mehr zuständig sind, die sich also auf inaktive Einträge im Melderegister beziehen. 
Lösung
Die Regelung zur Weiterleitung wurde derart neu formuliert, dass die Entscheidung, ob eine Personenstandsmitteilung weitergeleitet werden muss, bei der empfangenden Meldebehörde liegt. Es wird nicht mehr auf den Ereigniszeitpunkt abgestellt. 
Die Lösung wurde mit Vertretern des Meldewesens abgestimmt.
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Problembeschreibung bei Erfassung
In Kapitel 5.2 (vgl. S 197, direkt unterhalb von Abbildung 5.3) wird festgelegt, wann und an wen eine Meldebehörde Nachrichten von Standesämtern weiterleiten muss. Demnach sind alle Nachrichten zu Personen weiterzuleiten, für die die empfangene Meldebehörde zum Ereigniszeitpunkt nicht zuständig war. Sie sind weiterzuleiten an die Meldebehörden, die zum Ereigniszeitpunkt für die Personen zuständig waren. 
Ein so beschriebener Auslöser für die Weiterleitung von Nachrichten zwischen Meldebehörden führt dazu, dass 
· Meldebehörden Nachrichten zu Personen weiterleiten müssten, für die sie selbst zuständig sind
· Meldebehörden Nachrichten zu Personen erhalten und verarbeiten sollen, für die sie aktuell nicht mehr zuständig sind, die sich also auf inaktive Einträge im Melderegister beziehen. 
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Die Festlegungen zum Auslöser und Ziel für die Weiterleitung zwischen Meldebehörden sollten überarbeitet werden. 
Der in Abbildung 5.3 dargestellte Ablauf erscheint eine gute Grundlage für eine praxistaugliche Regel zu sein: 
1. Eine Meldebehörde sollte nur in dem Fall eine Nachricht weiterleiten, in dem sie selbst nicht zuständig ist. 
2. Sie leitet die Nachricht an die Meldebehörde weiter, die für die Person zum Zeitpunkt der Weiterleitung zuständig ist. 
Sofern die Weiterleitung weiterhin an den Ereigniszeitpunkt geknüpft werden soll, ist für jede Nachricht festzulegen, welcher Ereigniszeitpunkt im jeweiligen Nachrichtenkontext gemeint ist und ggf. weitere Angaben zum relevanten Zeitpunkt übermittelt werden (Beispiel – Vaterschaftsanerkennung: Zeitpunkt der Geburt oder Zeitpunkt der Vaterschaftsfeststellung). 
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand / Meldewesen	2017-04-05
Der CR wurde auf der gemeinsamen Sitzung mit Vertretern aus dem Meldewesen (EG 17-04) bearbeitet. 
Die Meldebehörden nehmen keine Änderungen an inaktiven Einträgen vor und können diese auch nicht per XMeld an die zuständige Meldebehörde weiterleiten. Daher würde der Lösungsvorschlag die Arbeit der Meldebehörde vereinfachen.
Beschluss: Der Lösungsvorschlag bei Erfassung soll umgesetzt werden, d. h. zuständig ist die Meldebehörde, die zum Zeitpunkt des Empfangs einer Nachricht örtlich zuständig ist. Die Spezifikation XPersonenstand (Abschnitt 5.2) soll entsprechend geändert werden.

Bearbeitet durch: KoSIT / Vahjen	2017-04-20
Umsetzung des Beschlusses von EG 04. Der entsprechende Abschnitt in 5.2 unter dem Prozessmodell wurde angepasst. Der Verweis auf das Prozessmodell wurde durch einen Verweis auf XInneres ersetzt.
Eintrag für die Versionshistorie:
Kapitel StA2MB:
Die Beschreibung der Weiterleitung von Nachrichten durch die Meldebehörde wurde angepasst. Es wurde klargestellt, dass die Nachricht an die zum Zeitpunkt des Empfangs der Nachricht zuständige Meldebehörde weitergeleitet wird. Der Verweis sowie das Prozessmodell zur Weiterleitung wurden entfernt und durch einen Verweis auf die Weiterleitung in XInneres ersetzt.
Bearbeitet durch: KoSIT Marx/Vahjen	2017-04-21
Das Schreiben [siehe Aufgabe 3] wurde erstellt und an Herrn Leder zur Durchsicht übersandt. Danach wird es den Vertretern der Statistik im EG XMeld übermittelt. Der Entwurf ist als Anlage 1 zum CR abgelegt.
Bearbeitet durch: Meldewesen	2017-05-03
Die Umlaufbefassung der Vertreter des Meldewesens hat die AKDB für folgenden Fall ein Problem aufgeworfen:“
· Nachricht 0201 geht ein. Unmittelbar danach geht eine geht XPers.-Nachricht ein. Zum Eingangszeitpunkt geht das Fachverfahren noch von einer Zuständigkeit aus. Diese wird aber noch nicht bearbeitet. Zuerst wird die 0201 bearbeitet und eine Auswertung der Rückmeldung (0203) erzeugt. Jetzt Stellt sich die Frage: Wie wird mit der Nachricht umgegangen.
· M.E. sollte hier eine Klarstellung erfolgen. Eventuell sollte doch überlegt werden, den Erigniszeitpunkt zur Bewertung heranzuziehen.“

Es wird eine Klarstellung mit den Vertretern des Meldewesens im Umlauf abgestimmt. 
Bearbeitet durch: KoSIT Marx	2017-05-19
Das am 21.4.17 abgestimmte Schreiben wurde dem XMeld-Statistik-Vertreter (Robert Greszki, Statistik Bayern) zugeleitet. Eine erste Verständigung mit dem Bundesamt über die Fallkonstellation hat mit dem Ergebnis stattgefunden, dass von der Statistik ein Vorgehensvorschlag ausgearbeitet werden soll. 
XPersonenstand und XMeld werden über die Ergebnisse informiert werden. 
Bearbeitet durch: AG Test	2017-05-10
Der CR ist korrekt umgesetzt.
Die AG Test schlägt im Sinne einer größeren Klarheit folgende Formulierungsänderung vor: Anstatt „Erhält eine Meldebehörde eine Nachricht zu Person(en), die zum Zeitpunkt des Empfangs der Nachricht nicht im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde mit Haupt- oder alleiniger Wohnung gemeldet waren, gilt folgendes“ wäre besser: „Erhält eine Meldebehörde eine Nachricht zu Person(en), die zum Zeitpunkt des Empfangs der Nachricht nicht im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde mit Haupt- oder alleiniger Wohnung gemeldet ist / sind, gilt folgendes“.
Derzeit wird diese Fallkonstellation nicht in der Testsuite behandelt. Dies ist jedoch verzichtbar, da Weiterleitung und Abgabe bereits im Kapitel Ausländerbehörde behandelt werden. Es ergibt sich damit keine Auswirkung auf Testsuite.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-06-01
Die Umlaufabstimmung vom 3. Mai 2017 hat gezeigt, dass der im April beschlossenen Änderung so nicht zugestimmt werden kann.
Da im Meldewesen die Fortschreibung/Berichtigung von inaktiven Datenbeständen nicht abschließend geregelt ist und folgerichtig auch in XMeld die Fortschreibung/Berichtigung von inaktiven Datenbeständen fast vollständig ausgeklammert wird, schlage ich vor, die Regelungen zur Weiterleitung von XPersonenstandsmitteilungen zwischen Meldebehörden wie folgt zu ändern (vgl. XPersonenstand 1.7.2 - Kapitel 5.2, S. 197): 
Erhält eine Meldebehörde eine Nachricht zu Person(en), für die sie nicht (mehr) zuständig ist, gilt Folgendes:
· Ist die zuständige Meldebehörde bekannt, wird die Nachricht unter Verwendung der XInneres Nachricht weiterleitung.weiterleitung.0030 weitergeleitet und die XInneres Nachricht weiterleitung.abgabe.0031 an den Absender gesandt.
· Ist die zuständige Meldebehörde nicht bekannt, wird die Nachricht mit der XInneres Nachricht weiterleitung.nichtzustaendig.0032 an den Absender zurück gesandt.
Auf diese Weise kann die Meldebehörde im Einzelfall entscheiden, ob die Nachricht in einen inaktiven Datensatz eingearbeitet werden muss oder an die aktuelle Meldebehörde weitergeleitet werden muss. In Anbetracht der zu erwartenden Fallzahlen halte ich es für hinnehmbar, dass mit dieser Regelung keine Automatismen in den Fachverfahren realisierbar sind. 
Sollten Sie schwerwiegende Bedenken gegen dieses Vorgehen haben, möchte ich Sie bitten diese bis zum 14. Juni zu äußern. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-06-15
Es wurden keine Bedenken gegen den am 1. Juni zur Abstimmung gestellten Lösungsvorschlag vorgebracht. Die Passage in Kapitel 5.2 wurde entsprechend überarbeitet. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-11-06
Ein Eintrag für die Historie wurde erstellt. 

Der CR ist damit erledigt.
[bookmark: _GoBack]Bearbeitet durch: AG Test / Koch	2017-11-15
Dieser CR wird aus Zeitgründen nicht auf der AG Test 2017-08 behandelt; er ist im Nachgang zu prüfen.
Bearbeitet durch: AG Test / Koch	2017-11-22
Eine inhaltliche Qualitätssicherung der Spezifikation (Sichtung von Abschnitt 5.2.; hier speziell: S. 213 ff. im Diff-Dokument) ergab, dass die Regelung wieder dem Stand von Version 1.7.2 entspricht, da die Änderung zurückgenommen wurde: Die Umsetzung des CRs ist korrekt und nachvollziehbar.
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